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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Höcheri, Dr. Aithammer, Krampe, 
Dr. Häfele, Dr. Götz, Franke (Osnabrück) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3045 - 

betr. Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 15. Januar 
1975 - II b 1 - 26 610 - die Kleine Anfrage namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


1. Bei der Aufstellung des Nachtrags zum Haushaltsplan der 
Bundesanstalt für Arbeit für das Haushaltsjahr 1974 ist für 
1974 von einer jahresdurciischnittlichen Arbeitslosenzahl von 
330 000 ausgegangen. Tatsächlich ergibt sich jedoch für 1974 
eine noch weit höhere Durchschnittszahl. Wie hoch ist die 
Durchschnittszahl der Arbeitslosen für das Jahr 1974 unter 
Berücksichtigung der Ist-Ergebnisse für die einzelnen Monate? 


Die Zahl der Arbeitslosen betrug 1974 


Januar 

620 494 

Juli 

490 894 

Februar 

620 154 

August 

527 051 

März 

561 762 

September 

556 981 

April 

517 365 

Oktober 

672 312 

Mai 

456 965 

November 

799 337 

Juni 

450 684 

Dezember 

945 916 


Das ergibt einen Jahresdurchschnitt von 582 481 Arbeitslosen. 


2. Welche finanziellen Folgen ergeben sich aus der Erhöhung 
der Zahl der Arbeitslosen für die Haushaltsführung der An- 
stalt im Haushaltsjahr 1974? Insbesondere: 

2.1 Welche Ausgaben müssen oder mußten zu Lasten des 
Haushaltsjahres 1974 erbracht werden für 

— ■ Arbeitslosengeld 
— Anschluß Arbeitslosenhilfe 
— sonstige Arbeitslosenhilfen, 

und auf welche Beträge belaufen sich die Haushalts- 
überschreitungen bei diesen Positionen? 

2.2 Inwieweit muß oder mußte zur Deckung des Haushalts 
1974 der Bundesanstalt für Arbeit die Rücklage in An- 
spruch genommen werden (Entnahmen gemäß Kap. 1 
Tit. 359 01)? 

2.3 Auf welchen Betrag beläuft sich die Rücklage per 31. De- 
zember 1974? 
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Die dargestellte Entwicklung der Arbeitslosigkeit hat zu fol- 
genden Überschreitungen der Haushaltsansätze geführt: 

Haushalts- Ausgaben über- 
plan - in Mio schreitung 

1974 DM- 

Arbeitslosengeld 2179,1 3542,2 1363,1 

Anschluß-Arbeits- 

losenhilfe 155,7 222,4 66,7 

(Die Ausgaben für die übrige Arbeitslosenhilfe werden nach 
§ 188 in Verbindung mit § 240 Abs. 1 Nr. 1 Arbeitsförderungs- 
gesetz aus Mitteln des Bundes geleistet und berühren daher 
die Finanzsituation der Bundesanstalt nicht). 

Diese Mehrausgaben konnten zum größten Teil durch Ein- 
sparungen bei anderen Ausgabentiteln ausgeglichen werden. 
Die zur Deckung des Haushalts 1974 vorgesehene Entnahme 
aus der Rücklage ist daher nur um 245 Mio DM auf 2394 Mio 
DM gestiegen. 

Die Rücklage der Bundesanstalt betrug hiernach am 31. Dezem- 
ber 1974 noch 3048 Mio DM. 


3. Nach dem Haushaltsplan 1975 der Bundesanstalt für Arbeit 
ist zur Deckung der Ausgaben eine Entnahme aus der Rück- 
lage in Höhe von 1283 Mio DM vorgesehen. Dabei ist davon 
ausgegangen, daß im Haushaltsjahr 1974 aus der Rücklage 
„nur" 2149 Mio DM entnommen werden. Aus heutiger Sicht ist 
indessen damit zu rechnen, daß zur Sicherstellung der Aus- 
gabenfinanzierung im Haushaltsjahr 1974 die Rücklage in 
einem wesentlich höheren Umfang in Anspruch genommen 
werden muß. 

Welcher Betrag kann unter Berücksichtigung der Entwicklung 
im Haushaltsjahr 1974 und der bestehenden Fälligkeiten im 
Jahre 1975 äußerstenfalls aus der Rücklage entnommen wer- 
den (liquider Teil der Rücklage 1975)? 

Der Rücklage können im Jahre 1975 als liquide Mittel 1143 Mio 
DM entnommen werden. 


4. Dem Haushaltsplan 1975 der Bundesanstalt liegt die An- 
nahme zugrunde, daß sich im Jahresdurchschnitt 1975 eine 
Zahl von 500 000 Arbeitslosen ergeben wird. Das entspricht 
einer Arbeitslosenquote von 2,27 v. H. 

Bereits im September 1974 erwartet der Bundesminister für 
Wirtschaft demgegenüber in den Orientierungsdaten zur ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung 1975 eine durchschnittliche 
Arbeitslosenquote zwischen 2,5 und 3 v. H., ging also schon 
damals von einer Arbeitslosenzahl zwischen 550 000 und 
650 000 aus. 

Zwischenzeitlich wird die Arbeitsmarktentwicklung 1975 noch 
ernster beurteilt. So geht z. B. die Gemeinschaftsdiagnose der 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute von einer 
jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote 1975 von mehr als 
3 V. H. aus, was einer jahresdurchschnittlichen Arbeitslosen- 
zahl von 700 000 oder mehr entspricht. 

Hält es die Bundesregierung aus heutiger Sicht noch für eine 
wirklichkeitsnahe Veranschlagung, wenn der Haushaltsplan 
der Bundesanstalt von einer Zahl von 500 000 Arbeitslosen im 
Haushaltsjahr 1975 ausgeht? 

Oder welche Zahl entspricht aus heutiger Sicht einer realisti- 
schen Prognose? 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß die augenblickliche 
Arbeitslosigkeit im Laufe des Jahres 1975 - mit zunehmender 
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Tendenz zum Jahresende hin - deutlich zurückgeht. Sie geht 
dabei von der Annahme aus, daß die vor kurzem eingeleiteten 
konjunktur- und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zusam- 
men mit der Kreditpolitik der Deutschen Bundesbank sowie den 
konjunkturellen Impulsen aus der Steuer- und Kindergeld- 
reform und aus den öffentlichen Haushalten zu einer spürbaren 
Belebung der Wirtschaft führen werden. Positive Auswirkun- 
gen auf die Arbeitslosenzahl werden ferner die im Haushalt 
1975 der Bundesanstalt für Arbeit vorgesehenen Arbeitsbe- 
s^haffungsmaßnahmen, eine verstärkte Teilnahme von Arbeits- 
losen an Maßnahmen der beruflichen Bildung sowie die mit 
dem Konjunkturprogramm beschlossene Verlängerung der 
Höchstbezugsdauer für das Kurzarbeitergeld haben. 

Angesichts der Ungewißheit über den künftigen Konjunktur- 
verlauf und die Entwicklung der Ausländerbeschäftigung läßt 
sich gegenwärtig die Arbeitslosenzahl für das Jahr 1975 nur im 
Rahmen größerer Bandbreiten vorausschätzen. Berücksichtigt 
man dies, dann ist die dem Haushalt 1975 der Bundesanstalt 
zugrunde gelegte Zahl zwar mit Risiken behaftet, jedoch nicht 
als unvertretbar zu bezeichnen. 


5. Von wieviel Kurzarbeitern im Durchschnitt des Haushalts- 
jahres 1975 geht der Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeit aus? Mit wieviel Kurzarbeitern rechnet die Bundes- 
regierung im Durchschnitt des Jahres 1975 aus heutiger Sicht? 

Der Haushaltsplan 1975 der Bundesanstalt geht von 150 000 
Kurzarbeitern im Jahresdurchschnitt aus. 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß die gegenwärtig sehr 
hohe Kurzarbeiterzahl im Laufe des Jahres entscheidend ge- 
senkt werden kann. Die Kurzarbeit reagiert erfahrungsgemäß 
wesentlich schneller auf wirtschaftliche Belebungen als die 
Arbeitslosigkeit. Es ist allerdings nicht auszuschließen, daß vor 
allem wegen der vor kurzem beschlossenen Verlängerung der 
Höchstbezugsdauer die im Haushalt geschätzte Jahresdurch- 
schnittszahl überschritten wird. 


6. Welche Haushaltsübersdireitungen gegenüber den Ausgaben- 
ansätzen des Haushaltsplanes 1975 der Bundesanstalt für 
Arbeit zeichnen sich ab bei den Ausgaben für Arbeitslosen- 
geld, Anschluß-Arbeitslosenhilfe und sonstige Arbeitslosen- 
hilfe? 

Die Ungewißheit, die hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwick- 
lung und der dem Haushalt der Bundesanstalt zugrunde liegen- 
den Annahmen besteht, läßt z. Z. keine ausreichend gesicherten 
Aussagen über mögliche Haushaltsüberschreitungen zu. Der 
finanzielle Aufwand der Bundesanstalt für je 10 000 Arbeitslose 
(Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Beitragsmindereinnah- 
men, Personalkosten) beträgt etwa 77 Mio DM. 


7. In welcher Höhe zeichnet sich aus heutiger Sicht die durch 
die veranschlagten Einnahmen, den liquiden Teil der Rücklage 
und das bisher veranschlagte Bundesdarlehen von 500 Mio DM 
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nicht gedeckte Finanzierungslücke im Haushalt 1975 der Bun- 
desanstalt ab? 

Mit welcher Erhöhung der Finanzierungslücke gegenüber dem 
Bundeshaushaltsplan 1975 der Bundesanstalt ist auf der Grund- 
lage der derzeitigen Annahmen mindestens zu rechnen? 


Aus der Antwort zu Frage 6 ergibt sich, daß z. Z. keine ge- 
naueren Aussagen darüber gemacht werden können, ob und in- 
wieweit die Entwicklung im Jahre 1975 per Saldo zu überplan- 
mäßigen Mehrausgaben führt. 


8. Wie will die Bundesregierung die sich ergebende zusätzliche 

Finanzierungslücke decken? Insbesondere; 

8.1 Sollen zusätzliche Mittel aus dem Bundeshaushalt nach 
§ 187 Arbeitsförderungsgesetz (Darlehen und Zuschüsse) 
geleistet werden? 

8.2 Oder zieht die Bundesregierung aufgrund der sich ab- 
zeichnenden erheblichen Verschlechterung der Finanzlage 
der Bundesanstalt für Arbeit sonstige Maßnahmen im 
Laufe des Jahres 1975 in Erwägung, wie z. B. eine weitere 
Erhöhung der Beitragserhebungssätze (bis 1971 = 1,3 v. H., 
1972 bis 1974 = 1,7 v. H., für 1975 bisher schon vorge- 
sehene 2,0 V. H.) oder wie die Einschränkung gesetzlicher 
Leistungen? 

Etwaige überplanmäßige Mehrausgaben werden entsprechend 
§187 Arbeitsförderungsgesetz aus Mitteln des Bundeshaushal- 
tes finanziert. Die Anhebung des Beitragssatzes und die Ein- 
schränkung gesetzlicher Leistungen werden für das Jahr 1975 
nicht in Betracht gezogen. 


9. Welche Mehrausgaben ergeben sich bei einer Erhöhung der 
Arbeitslosenquoten um jeweils 0,1 v. H. gegenüber den im 
Haushaltsplan 1975 zugrunde gelegten Erwartungen (Arbeits- 
losenquote 2,27 V. H.)? 

Entsprechend der Angabe zu Frage 6 betragen die Mehrauf- 
wendungen der Bundesanstalt bei einer Erhöhung der Arbeits- 
losenquote um 0,1 Prozentpunkte etwa 170 Mio DM. 


10. Welche Mehreinnahmen ergeben sich bei einer zusätzlichen 
Beitragserhöhung um jeweils 0,1 v. H.-Punkte im gesamten 
Haushaltsjahr 1975? 

Eine zum 1. Januar 1975 rückwirkend in Kraft tretende Er- 
höhung des Beitragssatzes (z. Z. 2v. H., d. h. je 1,0 v. H. für 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber) um 0,1 v. H. (also um je 
0,05 v.H. für Arbeitnehmer und Arbeitgeber) würde für 1975 
zu Mehreinnahmen von rd. 345 Mio DM führen. 
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